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Die Fraktion der SPD beantragt, den genannten Gesetzentwurf wie folgt zu ändern: 
 
I. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 
 

1. Nummer 1 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Inhaltsübersicht wird die Angabe „§ 24 f (nicht belegt)“ durch die An-
gabe „§ 24 f Datenerhebung durch den offenen Einsatz optisch-technischer 
Mittel“ ersetzt. 

 
b) Die Inhaltsübersicht wird um folgende Angabe ergänzt:  

 
„§ 27a Örtliche Alkoholkonsumverbote“  

 
2. Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

 
§ 24 f erhält folgende Fassung: 
 
„§ 24 f Datenerhebung durch den offenen Einsatz optisch-technischer Mittel 
 
(1) Die Ordnungsbehörden dürfen öffentlich zugängliche Orte durch den offenen 
Einsatz optisch-technischer Mittel zur Bildübertragung beobachten und die über-
tragenen Bilder aufzeichnen, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung oder zum Schutz gefährdeter öffentlicher Anlagen 
und Einrichtungen erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutz-
würdige Interessen betroffener Personen überwiegen. 
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(2) Die Maßnahme nach Absatz 1 ist nur zulässig, wenn an dem betreffenden Ort 
wiederholt Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung begangen worden 
sind und 

 
1. aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass dort künftig 

gleichartige Rechtsverstöße begangen werden, oder 
2. tatsächliche Erkenntnisse vorliegen, wonach die örtlichen Gegebenheiten 

die Begehung solcher Rechtsverstöße in besonderer Weise begünstigen, 
 

und die Ordnungsbehörde in der Lage ist, unverzüglich einzuschreiten, um Gefah-
ren abzuwehren oder die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten zu unterstützen.  
 
Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung liegen insbesondere vor, wenn 

 
1. Störungen wiederholt oder regelmäßig auftreten, 
2. erhebliche Sachschäden oder sonstige erhebliche Beeinträchtigungen ver-

ursacht werden, 
3. der bestimmungsgemäße Betrieb oder die Funktionsfähigkeit öffentlicher 

Anlagen merklich beeinträchtigt wird, oder 
4. die Nutzbarkeit oder Sicherheit öffentlicher Räume nachhaltig eingeschränkt 

wird. 
 
(3) Über die Einrichtung der Datenerhebung durch den offenen Einsatz optisch-
technischer Mittel entscheiden die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister. Die 
Maßnahme und insbesondere ihr Zweck, ihre räumliche Ausdehnung sowie ihre 
technische und organisatorische Ausgestaltung sind vor Beginn schriftlich festzu-
legen. Sie ist räumlich auf das erforderliche Maß zu begrenzen und die Ordnungs-
behörde hat durch geeignete Maßnahmen auf sie hinzuweisen. Eine verdeckte 
Bild- oder Tonaufzeichnung ist unzulässig. 
 
(4) Aufzeichnungen dürfen nur verarbeitet werden, soweit dies zur Erreichung der 
in den Absätzen 1 und 2 genannten Zwecke erforderlich ist. Sie sind unverzüglich 
zu löschen, spätestens jedoch nach Ablauf von 14 Tagen, soweit sie nicht zur Ver-
folgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder 
zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen benötigt werden. Eine weiterge-
hende Verarbeitung zu anderen Zwecken ist unzulässig. 
 
(5) Die Maßnahme ist jeweils auf ein Jahr befristet. Rechtzeitig vor Ablauf der Frist 
ist auf Grundlage einer Evaluation über ihre Fortführung zu entscheiden. Sind die 
Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 weiterhin erfüllt, sind erneute Verlängerun-
gen um jeweils ein Jahr zulässig. 
 
(6) Die Ordnungsbehörde hält die Maßnahme in einer Dokumentation fest.“ 

 
3. Folgende Nummer 3 wird ergänzt: 

 
„Nach § 27 wird folgender § 27a eingefügt: 
 

„§ 27a Örtliche Alkoholkonsumverbote 
 
(1) Die Ordnungsbehörden können durch Verordnung auf bestimmten öffentlich 
zugänglichen Flächen, die außerhalb von Gebäuden und genehmigten Außen-
gastronomieflächen liegen, den Konsum alkoholischer Getränke verbieten, wenn 
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tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass dort auf Grund über-
mäßigen Alkoholkonsums regelmäßig Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten be-
gangen werden. In der Verordnung nach Satz 1 kann auch das Mitführen alkoho-
lischer Getränke an den dort bezeichneten Orten verboten werden, wenn die Ge-
tränke den Umständen nach zum dortigen Konsum bestimmt sind. Die Verbotsbe-
reiche sind durch Hinweisschilder kenntlich zu machen.  
 
(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer Verordnung nach 
Absatz 1 zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist.  
 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 
(4) Der Verordnungsgeber hat alle zwei Jahre zu überprüfen, ob die Vorausset-
zungen für die ordnungsbehördliche Verordnung nach Absatz 1 noch vorliegen.““ 

 
4. Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4.  

 
5. Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

 
II. Folgender Artikel 2 wird ergänzt: 
 

„Das Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen (DSG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. S. 244) wird wie folgt geändert: 
 
Der § 20 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten in öffentlich zugänglichen Bereichen 
mittels optisch-elektronischer Einrichtungen (Videoüberwachung) durch öffentliche Stel-
len ist zulässig, wenn dies 

 
1. zur Wahrnehmung des Hausrechts, 

2. zum Schutz des Lebens, der Gesundheit, des Eigentums oder Besitzes, 

3. zur Kontrolle von Zugangsberechtigungen oder 

4. zur Wahrnehmung einer Aufgabe im öffentlichen Interesse oder in Ausübung öf-
fentlicher Gewalt 
 

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der 
betroffenen Personen überwiegen.““ 

 
III. Der bisherige Artikel 2 wird Artikel 3. 
 
 
  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/18854 

 
 

4 

Begründung 
 
Zu Artikel 1 Nummer 1 
 
Mit der Änderung wird die neue Befugnisnorm des § 24 f Ordnungsbehördengesetz in die In-
haltsübersicht aufgenommen. Die Vorschrift schafft eine klare und eigenständige Grundlage 
für den offenen Einsatz optisch-technischer Mittel durch die Ordnungsbehörden. Zudem wird 
die Inhaltsübersicht um die Angabe „§ 27 a Öffentliches Alkoholverbot“ ergänzt. Hierdurch wird 
die neu eingefügte Regelung systematisch in die Gliederung des Gesetzes aufgenommen 
 
Zu Artikel 1 Nummer 2 
 
I. Ausgangslage und Zielsetzung 
 
In vielen nordrhein-westfälischen Kommunen sind öffentlich zugängliche Orte entstanden, die 
ein erhöhtes Störungs- und Gefährdungspotential aufweisen. In diesem Zusammenhang zeigt 
sich ein gesteigertes Schutzbedürfnis für bestimmte öffentliche Anlagen und Einrichtungen, 
deren Funktionsfähigkeit wesentlich für die Allgemeinheit ist und die zunehmend durch Van-
dalismus, Vermüllung und eine abnehmende soziale Kontrolle beeinträchtigt werden. 
 
In der praktischen Gefahrenabwehr stellt sich häufig das Problem, dass Mitarbeitende der 
Ordnungsbehörden nicht zeitnah an den Orten eintreffen, an denen Störungen entstehen oder 
Ordnungswidrigkeiten begangen werden. Eine wirksame Gefahrenabwehr sowie ein beweis-
sicheres Ordnungswidrigkeitenverfahren sind jedoch regelmäßig nur möglich, wenn Verant-
wortliche unmittelbar festgestellt werden können. Wo dies nicht gelingt, entsteht ein erhebli-
cher Personal- und Ressourcenaufwand ohne nachhaltigen Erfolg. 
 
Der gezielte und lageabhängige Einsatz offener Videobeobachtung kann die Ordnungsbehör-
den in solchen Situationen wirksam unterstützen. Er ermöglicht, Einsatzkräfte bedarfsgerecht 
dorthin zu entsenden, wo sich Gefahrenlagen entwickeln oder ordnungswidrige Handlungen 
stattfinden, und trägt dazu bei, die Sicherheit öffentlicher Räume sowie die Funktionsfähigkeit 
öffentlicher Anlagen effektiv zu schützen. 
 
Da den nordrhein-westfälischen Ordnungsbehörden bislang keine klar konturierte, eigenstän-
dige Befugnisnorm für diese Form der Datenerhebung zur Gefahrenabwehr zur Verfügung 
steht, wird mit § 24 f Ordnungsbehördengesetz eine entsprechende Rechtsgrundlage geschaf-
fen. Die Norm trägt den besonderen grundrechtlichen Anforderungen an Eingriffe in das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung und an das Recht am eigenen Bild Rechnung. Ziel ist 
es, eine effektive, zweckgebundene und verhältnismäßige Gefahrenabwehr zu ermöglichen, 
ohne eine flächendeckende oder verdachtsunabhängige Überwachung zuzulassen. 
 
II. Im Einzelnen  
 
Zu Absatz 1 
 
Absatz 1 regelt den Grundtatbestand der offenen Videobeobachtung. Die Maßnahme ist aus-
schließlich zulässig 
 

• zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder 
• zum Schutz gefährdeter öffentlicher Anlagen und Einrichtungen. 
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Die Vorschrift stellt damit klar, dass es sich um eine konkrete gefahrenabwehrrechtliche Maß-
nahme handelt, deren Anwendung einer Abwägung mit den schutzwürdigen Interessen be-
troffener Personen bedarf. Eine verdeckte Beobachtung ist nicht Bestandteil der Norm. 
 
Zu Absatz 2 
 
Absatz 2 definiert die Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Videobeobachtung anhand ob-
jektiver Lagekriterien. Dadurch wird sichergestellt, dass die Maßnahme auf belastete Orte be-
schränkt bleibt und keine allgemeine Überwachung öffentlicher Räume erfolgt. 
 
Die Formulierung „Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung“ bezeichnet diejenigen 
Verstöße, die geeignet sind, die öffentliche Sicherheit oder Ordnung in relevanter Weise zu 
beeinträchtigen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn 
 
• die Störungen wiederholt oder regelmäßig auftreten, 
• erhebliche Sachschäden oder sonstige erhebliche Beeinträchtigungen verursacht wer-

den, 
• der bestimmungsgemäße Betrieb oder die Funktionsfähigkeit öffentlicher Anlagen merk-

lich beeinträchtigt wird, oder 
• die Nutzbarkeit und Sicherheit öffentlicher Räume nachhaltig eingeschränkt wird. 
 
Hierunter fallen insbesondere: 
 
• wiederholte Verstöße im Zusammenhang mit illegalen Abfallablagerungen und erhebli-

cher Vermüllung, 
• Vandalismushandlungen im Ordnungswidrigkeitenbereich, insbesondere an öffentlichen 

Einrichtungen, Verkehrsbauwerken, Haltestellen, Grünanlagen und vergleichbarer Infra-
struktur, 

• sonstige erhebliche Verunreinigungen und Beschädigungen mit spürbaren Auswirkun-
gen auf Sicherheit und Ordnung. 

 
Nicht erfasst sind geringfügige Ordnungswidrigkeiten ohne substanzielle Auswirkungen auf die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung. Zudem ist Voraussetzung, dass die Ordnungsbehörde 
unverzüglich eingreifen kann. Dies verhindert eine rein beobachtende oder datensammelnde 
Nutzung und stellt den unmittelbaren Bezug zur Gefahrenabwehr sicher. 
 
Der Begriff dient damit der verfassungsrechtlich gebotenen Begrenzung eingriffsintensiver 
Maßnahmen und konkretisiert den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, indem er sicherstellt, 
dass Videoüberwachung nur zur Abwehr solcher Ordnungswidrigkeiten eingesetzt wird, deren 
mögliche Auswirkungen ein besonderes Gewicht für die Allgemeinheit haben. Ob diese 
Schwelle erreicht ist, ist stets anhand der Umstände des Einzelfalls zu beurteilen. 
 
Zu Absatz 3  
 
Absatz 3 weist die Entscheidung über den Einsatz den Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
tern zu und verpflichtet zu einer umfassenden Vorab-Dokumentation. Festgelegt werden müs-
sen insbesondere Zweck, räumliche Ausdehnung, technische Ausgestaltung sowie der orga-
nisatorische Ablauf. Diese Anforderungen gewährleisten Transparenz, ermöglichen eine ge-
richtliche Überprüfbarkeit und stellen sicher, dass die Maßnahme räumlich auf das erforderli-
che Mindestmaß begrenzt bleibt. Eine verdeckte Bild- oder Tonaufzeichnung wird ausdrücklich 
ausgeschlossen. 
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Zu Absatz 4  
 
Absatz 4 begrenzt die Verarbeitung und Speicherung der Bilddaten strikt auf die in Absatz 1 
und 2 genannten Zwecke. Aufzeichnungen sind grundsätzlich unverzüglich, spätestens nach 
14 Tagen, zu löschen. Die Ausnahme für Zwecke der Strafverfolgung oder zur Durchsetzung 
rechtlicher Ansprüche entspricht den allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorgaben und er-
möglicht zugleich eine effektive Verfolgung erheblicher Rechtsverstöße. 
 
Zu Absatz 5  
 
Die Maßnahme wird auf ein Jahr befristet und unterliegt einer jährlichen Evaluation. Diese soll 
insbesondere eine Bewertung des Fortbestehens der tatbestandlichen Voraussetzungen, so-
wie eine Prüfung der fortdauernden Verhältnismäßigkeit der Maßnahme und von etwaigen 
Ausweich- und Verdrängungseffekten ermöglichen. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass 
die Videobeobachtung nicht ohne erneute Entscheidung weitergeführt wird. Weitere Verlän-
gerungen kommen nur in Betracht, wenn die maßgeblichen Voraussetzungen weiterhin vor-
liegen. 
 
Zu Absatz 6 
 
Absatz 6 verpflichtet zur Führung einer Dokumentation, die insbesondere die ortsbezogene 
Lagebeurteilung nachvollziehbar festhalten soll. Die Dokumentation dient der internen Nach-
vollziehbarkeit, der datenschutzrechtlichen Kontrolle und der gerichtlichen Überprüfbarkeit. 
 
Zu Artikel 1 Nummer 3 
 
I. Ausgangslage und Zielsetzung 
 
In zahlreichen Kommunen Nordrhein-Westfalens haben sich bestimmte öffentlich zugängliche 
Bereiche als wiederkehrende Brennpunkte alkoholbedingter Störungen der öffentlichen Si-
cherheit herausgebildet. Insbesondere in innerstädtischen Lagen, an zentralen Plätzen, in 
Grünanlagen oder im Umfeld von Vergnügungsstätten kommt es regelmäßig zu erheblichen 
Beeinträchtigungen durch übermäßigen Alkoholkonsum. Hierzu zählen Ruhestörungen, Ver-
müllung, Sachbeschädigungen, aggressives Verhalten, Körperverletzungsdelikte sowie sons-
tige Ordnungswidrigkeiten. 
 
Der Faktor „Alkohol“ spielt bei der Entstehung solcher Störungen eine wesentliche Rolle. Über-
mäßiger Alkoholkonsum senkt Hemmschwellen, erhöht die Gewaltbereitschaft und begünstigt 
die Begehung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten. Dies wirkt sich nicht nur auf die ob-
jektive Sicherheitslage aus, sondern beeinträchtigt auch das subjektive Sicherheitsgefühl der 
Bevölkerung erheblich. Anwohnerinnen und Anwohner sowie Gewerbetreibende berichten 
wiederkehrend von massiven Belastungen. 
 
Die bisherige Rechtslage bietet den Ordnungsbehörden keine hinreichend bestimmte spezial-
gesetzliche Grundlage, um den Konsum alkoholischer Getränke an besonders belasteten Or-
ten präventiv durch ordnungsbehördliche Verordnung zu untersagen. Auf die allgemeine ord-
nungsbehördliche Generalklausel gestützte Alkoholverbote haben in der verwaltungsgerichtli-
chen Rechtsprechung teilweise keinen Bestand gehabt, weil es an einer hinreichend bestimm-
ten gesetzlichen Ermächtigung fehlte oder das Vorliegen einer abstrakten Gefahr nicht ausrei-
chend dargelegt werden konnte (vgl. VG Düsseldorf, Urteil vom 23.05.2018 – 18 K 8955/17). 
Zugleich ist anerkannt, dass Regelungen im Bereich der Gefahrenvorsorge grundsätzlich zu-
lässig sind, sofern der parlamentarische Gesetzgeber die wesentlichen Voraussetzungen 
selbst normiert (vgl. VGH Mannheim, Urteil vom 28. Juli 2009 – 1 S 2200/08, juris, Rn. 53). 
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Mit der Einführung des § 27 a Ordnungsbehördengesetz wird daher eine klare und rechtssi-
chere Verordnungsermächtigung geschaffen. Der Gesetzgeber trifft eine eigenständige Risi-
kobewertung und legt fest, unter welchen Voraussetzungen örtlich begrenzte Alkoholkonsum-
verbote zulässig sind (vgl. BVerwG, Urteil vom 3. Juli 2002 – 6 CN 8/01, juris Rn. 35). Dadurch 
wird Rechtssicherheit für die Kommunen geschaffen und zugleich sichergestellt, dass die Ein-
griffsbefugnis tatbestandlich präzise begrenzt bleibt. 
 
II. Im Einzelnen  
 
Zu Absatz 1  
 
Absatz 1 schafft eine spezialgesetzliche Verordnungsermächtigung für örtlich begrenzte Alko-
holkonsumverbote. Die Ordnungsbehörden werden ermächtigt, den Konsum alkoholischer 
Getränke auf bestimmten öffentlich zugänglichen Flächen außerhalb von Gebäuden und ge-
nehmigten Außengastronomieflächen zu untersagen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die 
Annahme rechtfertigen, dass dort infolge übermäßigen Alkoholkonsums regelmäßig Ord-
nungswidrigkeiten oder Straftaten begangen werden. 
 
Vorausgesetzt wird eine wiederkehrende, ortsbezogene Problemlage. Vereinzelte oder ge-
ringfügige Verstöße genügen nicht. Erforderlich sind belastbare tatsächliche Erkenntnisse, 
etwa aus polizeilichen Lagebildern, Statistiken oder Berichten der Ordnungsbehörden. Die Re-
gelung ermöglicht keine flächendeckenden Verbote für ganze Gemeindegebiete, sondern ver-
langt eine räumlich klar abgegrenzte Festlegung der Verbotszone. 
 
Das Verbot kann auch das Mitführen alkoholischer Getränke erfassen, sofern diese den Um-
ständen nach zum dortigen Konsum bestimmt sind. Dadurch wird eine effektive Durchsetzung 
der Verbotsregelung gewährleistet und Umgehungsmöglichkeiten werden verhindert. Das 
bloße Durchqueren der Verbotszone ohne Konsumabsicht bleibt zulässig. Gebäude sowie ge-
nehmigte Außengastronomieflächen sind ausdrücklich ausgenommen. Damit wird sicherge-
stellt, dass weder der private Bereich noch rechtmäßig betriebene gastronomische Angebote 
unverhältnismäßig eingeschränkt werden. Die Verpflichtung zur Kennzeichnung durch Hin-
weisschilder dient der Transparenz und der Wahrung des Bestimmtheitsgebots. 
 
Mit einer auf Absatz 1 beruhenden Verordnung wird in die allgemeine Handlungsfreiheit ge-
mäß Artikel 2 Absatz 1 Grundgesetz eingegriffen. Der Eingriff ist jedoch gerechtfertigt, da die 
Regelung dem Schutz der öffentlichen Sicherheit sowie hochrangiger Rechtsgüter dient und 
durch die tatbestandlichen Voraussetzungen sowie die räumliche Begrenzung verhältnismä-
ßig ausgestaltet ist. 
 
Die Regelung verfolgt mit dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der kör-
perlichen Unversehrtheit Dritter ein legitimes Ziel von erheblichem Gewicht. Übermäßiger Al-
koholkonsum ist nach kriminalstatistischen Erkenntnissen regelmäßig ein mitursächlicher Fak-
tor für Gewaltdelikte, Sachbeschädigungen und sonstige ordnungswidrige Verhaltensweisen 
im öffentlichen Raum. Der Gesetzgeber bewegt sich insoweit im Bereich der Gefahrenvor-
sorge, in dem ihm ein Einschätzungs-, Wertungs- und Gestaltungsspielraum zukommt. 
 
Die Maßnahme ist geeignet, alkoholbedingte Störungen der öffentlichen Sicherheit zu redu-
zieren oder zu verhindern. Erfahrungen aus verschiedenen Kommunen im Bundesgebiet zei-
gen, dass örtlich begrenzte Alkoholkonsumverbote zu einem Rückgang entsprechender Stö-
rungen geführt haben (vgl. Polizeipräsidium München, Evaluation der Alkoholverbotsverord-
nung im Bereich des Hauptbahnhofes vom 11. August 2022 sowie vom 16. Juli 2020). Ein 
präventives Verbot wirkt bereits im Vorfeld konfliktträchtiger Situationen und unterbindet 
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typischerweise solche Gruppenkonstellationen, aus denen heraus es wiederholt zu Rechts-
verletzungen gekommen ist. 
 
Die Ausnahme für Gebäude sowie straßen-, wege- oder gaststättenrechtlich genehmigte Au-
ßengastronomieflächen steht der Geeignetheit nicht entgegen. In gastronomischen Betrieben 
bestehen besondere Kontroll- und Sorgfaltspflichten der Betreiberinnen und Betreiber, insbe-
sondere im Hinblick auf Jugendschutzvorgaben (vgl. § 9 Jugendschutzgesetz) und die Ver-
meidung übermäßigen Alkoholausschanks (vgl. § 20 Absatz 2 Gaststättengesetz). Der Alko-
holkonsum erfolgt dort in einem regulierten Rahmen und unter sozialer Kontrolle. Demgegen-
über fehlt es im öffentlichen Raum typischerweise an vergleichbaren steuernden Elementen. 
 
Die Regelung ist auch erforderlich. Mildere, gleich geeignete Mittel sind nicht ersichtlich. Eine 
verstärkte Präsenz von Ordnungsbehörden und Polizei ist regelmäßig bereits Bestandteil der 
Gefahrenabwehr in belasteten Bereichen, vermag jedoch häufig nur repressiv auf bereits ein-
getretene Störungen zu reagieren. Sie verhindert den Konsum als auslösenden Faktor nicht 
und bindet dauerhaft erhebliche personelle Ressourcen. Ein örtlich begrenztes Konsumverbot 
setzt demgegenüber präventiv an der Störungsquelle an und entlastet zugleich die Einsatz-
kräfte. 
 
Schließlich ist die Maßnahme angemessen. Die Verbotszonen sind räumlich klar begrenzt und 
dürfen nur eingerichtet werden, wenn belastbare tatsächliche Anhaltspunkte für eine wieder-
kehrende Problemlage vorliegen. Flächendeckende oder pauschale Verbote sind ausge-
schlossen. Der Alkoholkonsum im öffentlichen Raum bleibt grundsätzlich zulässig; untersagt 
wird er lediglich an konkret benannten Brennpunkten. Hinzu tritt die gesetzlich vorgeschrie-
bene regelmäßige Überprüfung der Voraussetzungen, wodurch eine dauerhafte Verstetigung 
ohne fortbestehende Problemlage verhindert wird. 
 
Die Verpflichtung zur Kennzeichnung der Verbotsbereiche durch Hinweisschilder gewährleis-
tet zudem Normklarheit und Rechtssicherheit. Für die Normadressatinnen und -adressaten 
muss eindeutig erkennbar sein, auf welche konkreten Flächen sich das Verbot erstreckt. Ge-
rade auf größeren Plätzen oder in Bereichen mit fließenden Übergängen ist eine optische 
Kennzeichnung erforderlich, um dem Bestimmtheitsgebot Rechnung zu tragen. 
 
Zu den Absätzen 2 und 3:  
 
Absätze 2 und 3 regeln die bußgeldrechtliche Absicherung der Verbotsregelung. Zuwiderhand-
lungen gegen eine auf Absatz 1 gestützte Verordnung können als Ordnungswidrigkeit geahn-
det werden, sofern die jeweilige Verordnung auf die Bußgeldvorschrift verweist. Die Ahndung 
mit einer Geldbuße ist erforderlich, um die praktische Durchsetzbarkeit der Verbote sicherzu-
stellen und eine präventive Wirkung zu erzielen. Die konkrete Höhe der Geldbuße richtet sich 
nach den allgemeinen Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten. 
 
Zu Absatz 4:  
 
Absatz 4 normiert eine verpflichtende zweijährliche Überprüfung der erlassenen Verordnun-
gen. Dadurch wird dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung getragen. Alkoholver-
botszonen dürfen nur so lange aufrechterhalten werden, wie die sie tragenden tatsächlichen 
Voraussetzungen fortbestehen. Entfallen diese, ist die Verordnung aufzuheben. 
 
Die Evaluationspflicht verhindert eine dauerhafte Verstetigung einmal eingerichteter Verbots-
zonen ohne fortbestehende Problemlage und stellt sicher, dass die Maßnahme kontinuierlich 
auf ihre Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit überprüft wird. 
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Zu Artikel 1 Nummer 4 und 5  
 
Bei den Änderungen handelt es sich um redaktionelle Folgeänderungen aufgrund der zuvor 
vorgenommenen Einfügung. Die Nummerierung wird entsprechend angepasst. 
 
Zu Artikel 2 
 
Die durch § 24 f Ordnungsbehördengesetz neu geschaffene Möglichkeit für Kommunen, öf-
fentliche Räume unter den gesetzlich definierten Voraussetzungen durch optisch-technische 
Mittel offen zu beobachten, erfordert eine datenschutzrechtliche Klarstellung der Zulässigkeit 
der dafür erforderlichen Datenverarbeitungen. Die Aufnahme des neuen Erlaubnistatbestan-
des „zur Wahrnehmung einer Aufgabe im öffentlichen Interesse oder in Ausübung öffentlicher 
Gewalt“ in § 20 Absatz 1 Nummer 4 Datenschutzgesetz trägt diesem Bedarf Rechnung. 
 
Zu Artikel 3 
 
Bei der Änderung handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der zuvor 
vorgenommenen Einfügung. Die Nummerierung wird entsprechend angepasst. 
 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Elisabeth Müller-Witt 
Christian Dahm 
Christina Kampmann 
Justus Moor  
 
und Fraktion 
 
 
 


